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Beiträge zur Geſchichte und Statiſtik der politiſchen 
Vereine in Oeſterreich. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 

II. 


Die politiſchen Vereine unter der Herrſchaft des Vereinsgeſetzes non 
1867 während des Qninquenniums 1868—1872. 


B. 
Tendenz und Organiſation der politiſchen Vereine. 


a) Die nationalen Vereine. (Schluß.) | 


Ganz anders faſſen die „Deutſch-Nationalen“ ihre Aufgabe auf. 
Der Grazer Verein „erſtrebt die Belebung und Pflege des nationalen 
Geiſtes unter der deutſchen Bevölkerung in Oeſterreich“; wörtlich das 
Gleiche will man in Marburg und in Klagenfurt, an letzterem Orte 
nur mit dem Unterſchiede, daß hier „den politiſchen und nationalen 
Intereſſen der Deutſchen in Oeſterreich, insbeſondere in Kärnten Aus⸗ 
druck und durch alle Mittel der gefetzlichen Agitation auch Verwirklichung 
verfchafft werden ſoll“. Ueberall ift man ſomit ferne davon, das natig- 
nale Streben an ein beſtimmtes Programm in den inneren öfterreichiichen 
Fragen zu binden; am wenigſten hatte der locale Gegenſatz zu dem 
Grazer Demokraten⸗Vereine ſelbſtverſtändlich die demokratiſche Richtung 
aufkommen laſſen. 10) 6 

In den faſt wörtlich übereinſtimmenden Statuten der drei Vereine 
iſt daher auch gleichmäßig die Einberufung von Volksverſammlungen 
durch die Abhaltung öffentlicher Verſammlungen erſetzt, und in Graz 


Bewegung 


wird ſogar die Aufnahme von Mitgliedern dem einſtimmigen Beſchluß 


10) In der Praxis wird ſich dieſe Objectivität, welche vielfach mit Zurück⸗ 
haltung von der inneren Politik zuſammengefallen wäre, wohl nicht haben auf⸗ 
rechthalten laſſen. 


des Vorſtandes vorbehalten. Nur in einem Punkte iſt man hier demo⸗ 
kratiſcher als ſelbſt der deutſche Volksverein. denn während dieſer die 


Vereinsleitung auf ein halbes Jahr wählt, thut man es hier alle drei 


Monate. 11) 
Der „Deutſche Verein“ in Wien ſteht der Tendenz der „Deutſch⸗ 


Nationalen“ unbedingt näher als jener des Volksvereines, zu dem er, 


der Natur der Dinge zufolge, in einen localen Gegenſatz treten mußte. 
Sein § ! bezeichnet es als den einzigen Zweck, „die Intereſſen der 


Deutſchen in Oeſterreich im Allgemeinen, die nationalen Intereſſen ins⸗ 


beſondere zu fördern“. Daß er aber mehr ſein will, als die deutſch— 


nationalen Vereine, nämlich eine Art von Centrum für die deutſche 


in ganz Oeſterreich, geht aus dem Apparate von Mitteln 


hervor, mit denen er zu arbeiten gedenkt. 


Broſchüren und periodiſche Schriften ſollen veröffentlicht und ver— 


breitet, die Gründung von Vereinen derſelben oder ähnlicher Tendenz 


in den wichtigeren Provinzſtädten, ſowie die Gründung deutſcher Vor⸗ 
ſchußvereine und anderer auf Selbſthilfe geſtützter Genoſſenſchaſten angeregt 
werden, alles Dinge, die nur für einen großen Verein möglich ſind 5 
die finanzielle Grundlage ſoll durch Beiträge der Mitglieder von 2 fl. 
für das Halbjahr geſchaffen werden. 

Die übrigen formalen Beſtimmungen ſind uns hier ſehr wichtig, 
weil ſie in vielen Vereinen wiederkehren werden; wir geben ſie daher, 
wenn auch mit möglichſter Kürze, wieder. Jeder Aufnahmswerber muß 
von einem Mitgliede vorgeſchlagen ſein und von der Verſammlung auf⸗ 


genommen werden; der letzteren ſteht auch der Ausſchluß zu, und zwar 


wegen Nichtzahlung oder Handelns gegen die Vereinstendenzen. Die 
Verſammlung wählt den Obmann und acht Vorſtands-Mitglieder. Der 
Obmann iſt zur Eingehung von eivilrechtlichen Verbindlichkeiten bis 
50 fl. berechtigt, hat die Vorſtands⸗Mitglieder zu den Sitzungen brief 


lich und die Vereins⸗Mitglieder zu den Verſammlungen ebenfalls brief⸗ 


lich oder durch eine in Wien täglich erſcheinende Zeitung einzuladen. 
Die Vereinsverſammlung allein iſt zur Faſſung politiſcher Reſolutionen 
u. ſ. w. berechtigt, ſie allein kann um die deutſche Sache verdiente 
öſterreichiſche Staatsbürger zu Ehrenmitgliedern ernennen. 13) 

Streitigkeiten entſcheidet ein Schiedsgericht, in welches jeder Streit⸗ 
theil zwei Richter und welches „aus feiner Mitte“ (von 4 Mann) den 
Obmann wählt. 

Dieſe Statuten haben im Laufe der Jahre mannigfache Aende⸗ 
rungen erfahren, welche darauf hinzielen, dem Vereine immer mehr den 


In Folge dieſer Beſtimmung dürſte es in ruhigen Zeiten wohl vor⸗ 
gekommen ſein, daß, obwohl regelmäßig alle 4 Wochen eine Vereinsverſammlung 
ſtattfinden ſollte, die auf einander folgenden Sitzungen mit den ſich ablöſenden 
Wahlen der Vorſtands⸗Mitglieder beſchäftigt waren. 

) Allerdings haben dieſe Beſtimmungen zum Theile auch in den Statuten 
kleinerer deutſcher Vereine Aufnahme gefunden; dies erklärt ſich aber aus dem 
Umſtande, daß dann eben nur eine Copirung des Muſterſtatuts vorliegt. 

Eine etwas ſeltſame Beſchränkung, wenn man ſich erinnert, daß in 
einem bekannten Falle gerade von Führern des deutſchen Vereines die Verleihung 
des Ehrenbürgerrechts an einen Nicht⸗Oeſterreicher als möglich augeſehen wurde. 


Charakter eines Centralvereines zu geben. So wird ſchon im Februar 
1870 der Beitrag von außerhalb Wiens wohnenden Mitgliedern auf 
die Hälfte und die zur Beſchlußfaſſung über Statutenänderungen erforder⸗ 
liche Zahl von der Hälfte der Mitglieder auf ein Drittel herabgeſetzt; 
im December 1871 wird feſtgeſtellt, daß an der Wahl des Obmannes 
und der Vorſtands⸗Mitglieder auch Abweſende durch Stimmzettel theil- 
nehmen können, und im Jänner 1873, daß Wanderverſammlungen in 
allen Orten Niederöſterreichs zuläſſig ſind. 

Wir wenden uns nun den nationalen Vereinen der Slaven zu. 

In Laibach („Verein zur Wahrung der Volksrechte“ Slovenja) 
hat man ſich ſeltſamer Weiſe die Statuten des gleichnamigen Wiedener 
Demokratenclubs zur Vorlage genommen, um das beibehaltene Statuten⸗ 
gerippe mit fremdartigem Inhalt zu erfüllen, und von da iſt das ver- 
ballhornte demokratiſche Statut nach Görz gedrungen. Nicht um die 
Grundſätze wahrer Volksfreiheit handelt es ſich nunmehr, ſondern um 
„den Schutz und die Wirkſammachung der Rechte der ſloveniſchen Nation 
auf Grundlage der Staatsgrundgeſetze, insbeſondere der vollen nationalen 
Gleichberechtigung auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens“. Die 
Mittel find aber im Weſentlichen die gleichen, und gerade hier offen⸗ 
bart ſich in kleinen Eigenthümlichkeiten der Styliſirung, daß das Wiener 
Muſter vorgelegen. Nur Eines iſt neu, der ſloveniſche Verein will 
nicht nur Unterſtützung tüchtiger Candidaten, ſondern, das demokratiſche 
Muſter übertreffend, auch fortwährenden Verkehr mit den Gewählten. 
Auch darin findet ſich eine merkwürdige Steigerung des demokratiſchen 
Grundgedankens, daß man in Laibach die Vereinsverſammlung zum 
Schiedsgerichte macht, nur der Zutritt zum Vereine iſt nicht, wie in 
Wien, den Maſſen auf einfache ſchriftliche Erklärung hin eröffnet, fon- 
dern an die Aufnahme durch den Ausſchuß, eventuell die Verſammlung 
geknüpft. Im Falle der Auflöſung tritt die Matica Slovenska als 
Erbin ein. 

Mit dieſem umgebildeten Statut ſtimmt jenes der Soda voll— 
kommen überein; es iſt nur eine Veränderung darin erſichtlich, daß die 
Verſammlung ſtatt des Ausſchuſſes den Obmann wählt, und eine zweite 
darin, daß für den Verein zwei Verſammlungen im Jahre, für den 
Ausſchuß eine im Monate vorgeſchrieben ſind. 

Anders ſteht es mit der Trdnjava, welche durch die Selbit- 
ſtändigkeit ihres Statuts bekundet, daß die Slovenen Kärntens in 
loſerem Zuſammenhange mit ihren Stammesgenoſſen ſtehen, als jene 
des Küſtenlandes. In Klagenfurt beſchränkt man ſich darauf, politiſche 
Bildung unter den kärutneriſchen Slovenen zu verbreiten und für die Frei—⸗ 
heit und Gleichberechtigung loffenbar auch nur in dieſem kleineren Kreiſe) 
einzutreten. Auch ſonſt zeigt ſich in der Faſſung der Statuten eine 
durchgreifende Verſchiedenheit. Wir übergehen alle dieſe wenig belang⸗ 
reichen Formalien und erwähnen nur die eine, für das Vereinsweſen 
überhaupt intereſſante Einrichtung, daß die Tranjava ein Schiedsgericht 
von 7 Mitgliedern kennt, von welchem jeder Streittheil eines recuſiren 
darf. Auch die Einführung teſtamentariſcher Erbfolge iſt nicht uninter⸗ 
eſſant, da fie auf geringere Geltung der Siovenska Matica in Kärn⸗ 
ten hindeutet. 

Später als die Slovenja und früher als die Soca, nämlich im 
Februar 1869, trat in Marburg der erſte jungſloveniſche Verein, der 
„ſloveniſch-politiſche“ genannt, mit einem gedruckten Statut vor die 
Oeffentlichkeit, und zwar als der zweite politiſche Verein in Marburg, 
nämlich jünger als der deutſche „politiſch-volkswirthſchaftliche“ und älter 
als der „katholiſch-conſervative“ Verein. Seine Zwecke find fo ziemlich 
jene der Tranjava, „Förderung der politiſchen Freiheit des öſterreichi⸗ 
ſchen Staates und insbeſondere Verwirklichung der vom Allerhöchſten 
Throne gewährleiſteten und in den geſetzgebenden Verſammlungen aus⸗ 
geſprochenen nationalen Gleichberechtigung“; auch in der Wahl der 
Mittel begegnet uns eine beſondere Verwandtſchaft, da an beiden Orten 
unter den Petitions⸗Adreſſaten der „Reichsrath“ erſcheint und die zu 
erlaſſenden Adreſſen von vorneherein in Vertrauens- und Mißtrauens⸗ 
Adreſſen gegliedert werden. Neu iſt nur, daß wirthſchaftliche Fragen 
als Thema der herauszugebenden Druckſchriften ſpeciell genannt 
erſcheinen. “ 

Eine kleine Nuance bedeutungsvollen Inhalts iſt es ferner, daß 
der Verein aus ſeiner Mitte ſelbſtſtändige Wahlcomits's bilden und 
ſomit die Leitung der Wahlbewegung unter den Slovenen in jeine 
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14) Zum Theile mag dies als Rückwirkung des naheliegen den Muſters 
des Marburger „politiſch⸗volkswirthſchaftlichen“ Vereines zu erklären ſein. 
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eigene Hand nehmen will. Die Zahlungsverbindlichkeiten beziffern ſich 
hier wie in den drei bisher erörterten ſloveniſchen Vereinen mit 10 kr. 
für Mitglied und Monat. Die Pflicht, Proſelyten zu machen, ift wieder 
mit der Trdnjava gemein, ſcharf tritt aber der Unterſchied in der Ver⸗ 
fügung auf den Todesfall hervor, da hier zum erſten Male die „drama⸗ 
tiſche Geſellſchaft“ in Laibach bedacht erſcheint. 

Nach anderthalb Jahren trat in St. Marein der „politiſch-volks⸗ 
wirthſchaftliche Vorwärts“ in die Fußſtapfen dieſes Bahnbrechers; ſein 
Name weiſt auf die Verwandtſchaft mit beſtimmten Beſtrebungen der 
Deutſchliberalen des ſteieriſchen Unterlandes noch deutlicher hin. Der 
Bildungszweck wird hier abermals betont, und deshalb mag unter den 
Mitteln das Abonnement auf Zeitungen und die Gründung von Biblio⸗ 
theken ſeinen Platz gefunden haben. Der Reſt iſt dem Marburger Muſter 
gleich, nur über die Zahlungsverbindlichkeiten finden ſich ganz eigen⸗ 
thümliche Normen. Jedes ortsanweſende Mitglied ſoll in dieſem länd⸗ 
lichen Verein monatlich 60 kr. entrichten, ſomit mehr, als irgend ein 
großſtädtiſcher Verein bisher verlangt hat, und auch für auswärtige 
Mitglieder wird der Jahresbeitrag nur bis zu 4 fl. ermäßigt; hin⸗ 
gegen iſt man mit den „Bauern“ plötzlich großmüthig und verlangt 
von ihnen wiederum nur 10 kr. für den Monat. 1°) 10) 

Was die Czechen anbelangt, ſo iſt die Schöpfung des Jahres 
1868 mit dem claſſiſchen Namen der „Slovanska lipa“ verweht, ohne 
dem ſtatiſtiſchen Bureau ein Statut als Erinnerungszeichen hinterlaſſen 
zu haben. Ein ähnliches Verhältniß waltet bei den anderen Prager 
Vereinen ob, welche 1870 als „Cesky demokraticky spolek“ und 
1871 als „Öesky klubb“ aufgetaucht find (1872 „Narodni klubb“ 2), 
und überhaupt liegen nur von dem „Cesky politiéky spolek“ in 
Budweis (November 1870), dem gleichnamigen Vereine in Pilſen (Fe⸗ 
bruar 1871), dem Jungbunzlauer „Politicky klubb“ (November 1871) 
und dem Reichenberger „Cesky klubb“ (Juni 1872) Satzungen vor. 
In Mähren hat die unverfälſcht nationale Strömung ihre erſten Wellen 
im Jahre 1872 aufgeworfen, der „Politicky spolek“ von Brünn 
(Juli), jener von Prerau (2) und die „Slovanska lipa“ von Frankſtadt 
(November) ſind uns in ihren Satzungen bekannt, der Brünner Verein 
ſogar durch ein lithographiſches doppelſprachiges Statut. 17) 

Von dieſen Statuten bilden jene von Budweis und Pilſen ein zuſam⸗ 
mengehöriges Paar; aus den Satzungen eines geſelligen Vereines heraus⸗ 
gewachſen oder wenigſtens den Zwecken eines ſolchen angepaßt iſt das 
von Reichenberg und ebenfalls auf eigenen Füßen ſteht Jungbunzlau. 
In Mähren hat Brünn das Muſter für Prerau und wahrſcheinlich auch 
für die gleichnamigen Schöpfungen von 1873 abgegeben und nur die 
Frankſtädter „Slovanska lipa“ entrollt ein eigenthümliches, noch näher 
zu beſprechendes Panier. 

Der Zweck, den Budweis zuerſt feſtſtellt, iſt die Stärkung des 
Bewußtſeins der nationalen Rechte und politiſcher Freiheiten und deren 
Geltendmachung im öffentlichen Leben, und dazu ſoll ein Leſecabinet 
eingerichtet, ſollen alle wichtigeren nationalen und nationalökonomiſchen 
Fragen erörtert, ſollen Denkſchriften, Adreſſen und Petitionen, ja ſelbſt 
Volksverſammlungen in Szene geſetzt werden. Mit alledem ſtimmt Pil⸗ 
ſen überein, nur will es feine Ziele aufbauen auf demokratiſcher Grund— 
lage und fügt zu den Mitteln mehrere, ſpeciell die Wahlagitation, hinzu. 
Wenn wir dieſen demokratiſchen Grundſätzen zum Trotz Pilſen in dieſer 
Kategorie belaſſen, ſo geſchieht es, weil, wie ſchon die äußere Statuten⸗ 
verwandtſchaft lehrt, die nationale Richtung in dubio als die überwie⸗ 
gende angenommen werden dürfte, und dies um ſo mehr, als die 


15) Hier konnte ſomit, wenn nicht die Zeitungen Alles verſchlangen, wirk⸗ 
lich an einen Nachlaß gedacht werden, gerade hier hält man aber ein Verfügen 
im Vorhinein für überflüſſig und denkt weder an die Matica, noch an die drama⸗ 
tiſche Geſellſchaft. 

10) Eine eigenthümliche Stellung nimmt der „politiſch⸗volkswirthſchaftliche 
Verein“ in St. Lorenzen ein. Dem Namen nach gehörte er zu den Jungſlovenen 
und auch der ſtatutariſche Zweck, „wirthſchaftliche und Geſetzeskenntniß zu ver⸗ 
breiten, für den Schutz nationaler Rechte und den Nutzen des ſloveniſchen Volkes, 
ſowie für anſtändige Unterhaltung zu ſorgen“, würde dem nicht widerſprechen. 
Daß die Armencaſſe der Pfarre als eventueller Erbe erſcheint, macht aber ſchon 


ſehr bedenklich. Der Paſſus, daß „katholiſche“ Candidaten unterſtützt werden 


ſollen, würde die Frage vollends unzweifelhaft entſcheiden, wenn es nicht möglich 
wäre, daß, nachdem man ſich in der Faſſung der Statuten vielfach an das 
Muſter ſloveniſch⸗katholiſcher Vereine gehalten, dieſe Beſtimmung ſich durch 
einen Lapſus in die Satzungen eines der Abſicht nach jungſloveniſchen Vereines 
verirrte. Wir laſſen daher dieſe Frage in suspenso. 

17) Die Vereine („Politicky spolek“) in Proßnitz, Kremſier und Trebitſch 


gehören dem Jahre 1873 an. 


demokratische Richtung in der Organiſation des Vereines ſehr wenig zu 
Tage tritt; der Ausſchuß nimmt die Mitglieder auf und ſchließt ſie aus, 
die Hauptverſammlungen finden ad libitum desſelben ſtatt (nur eine 
im Jänner iſt nothwendig) und höchſtens ihre unbedingte Oeffentlichkeit 
kann als Conſequenz des demokratiſchen Grundcharakters gelten. All dies 


iſt in Budweis ähnlich geregelt, auch die finanziellen Verhältniſſe find | 


ſymmetriſch, dort 20 kr., hier 30 kr. als Eintrittsgebühr, dort 25 kr. 
als vierteljährlicher und hier 10 kr. als monatlicher Beitrag, nur iſt 
die Erbfolge dort die teſtamentariſche, hier aber die Beſeda von Bud— 
weis zunächſt dazu berufen. 

Auch Jungbunzlau entfernt ſich nicht in den Zielen, denn „die 
Verbreitung des Bewußtſeins der politiſchen Rechte der Nation und 
des Vaterlandes, ſowie deren Geltendmachung im öffentlichen Leben“ 
dürfte mit den bisher gekennzeichneten Strebungen ziemlich identiſch ſein, 
die Mittel ſind ebenfalls in der Hanptſache die gleichen. 

Unbeſtimmter faßt der czechiſche Club in Reichenberg feine Auf— 
gabe, aber aus einem ſehr begreiflichen Grunde; denn wenn es auf 
den erſten Anblick überraſcht, daß von den wenigen czechiſchen politiſchen 
Vereinen dieſer Gruppe einer die kleine Czechenkolouie in Reichenberg zu 
ſeinem Boden auserwählt, ſo iſt es andererſeits ſehr erklärlich, daß er, 
um die wenigen vorhandenen Kräfte um ſo ſicherer zuſammenzufaſſen, 
zu einem vagen politiſchen Programm und nebenbei auch zu geſelligen 
Banden ſeine Zuflucht nimmt. Deshalb handelt es ſich hier lediglich um 
die „Weckung des patriotiſchen und politiſchen Bewußtſeins, die För- 
derung öffentlicher und geſellſchaftlicher Intereſſen“ und geſelliger Verkehr, 
Mufit, Declamation, Theatervorſtellungen und Bälle ſollen neben Vor— 
trägen und Beſprechungen über politiſche und geſellſchaftliche Intereſſen 
zu dieſem Zwecke mithelfen. Bei ſo vielgeftaltigen Aufgaben begreift es 
ſich, daß der Jahresbeitrag zu der bei politiſchen Vereinen unerhörten 
Höhe von 12 fl. aufſteigt, und dies um ſo mehr, da der Kreis der 
Genoſſen ein kleiner bleiben muß, wenn der Verein auch in ſchwer ver— 
ſtändlicher Liberalität feine Hallen jedem volljährigen Landeskinde „ohne 
Rückſicht auf Nationalität“ eröffnet. Dieſe Liberalität iſt indeß in praxi 
ſehr wohl beſchränkt, da die Aufnahme durch Kugelung im Ausſchuſſe 
erfolgt und eine einzige ſchwarze Kugel genügt, um nicht allenthalben 
genehme Elemente fernzuhalten. Dieſe Liberalität iſt ferner mindeſtens 
dadurch weniger gefährlich gemacht, daß zur Abhaltung von Vorträgen 
die Zuſtimmung des häuslichen Rathes erfordert wird. 

In Mähren eröffnet Brünn's zweiſprachiges Statut den Reigen 
mit der Parole: „Kräſtigung und Verbreitung des Bewußtſeins natio— 
naler Rechte und politiſcher Freiheiten.“ Trotz dieſer Beſtimmung gibt 
ſich der Verein den Schein, als wäre es ihm Ernſt mit der Zuziehung 
beider Nationalitäten, denn nur auf „inländiſche“ Staatsbürger 
iſt die Mitgliedſchaft beſchränkt, ſonſt aber „bei allen öffentlichen 
Vertretungen des Vereines, in deſſen Verwaltung, bei freien Be— 
ſprechungen ſowie öffentlichen Vorträgen freigeſtellt, ſich einer oder der 
anderen beider Landesſprachen zu bedienen.“ Ob dies mit Glück geſchehen 
iſt, wollen wir nicht unterſuchen, gewiß iſt es nur, daß Prerau in ſeiner 
Copie des Statutes gerade dieſen Paragraph beſeitigt hat und daß es 
zu der utraquiſtiſchen Mitgliedſchaft ſchlecht paßt, die „matice besed- 
niho domu“ in Brünn zur Erbſolge zu berufen. Der übrige Vereins- 
apparat iſt ſehr einfach. Beſprechungen und Reſolutionen, Unterſtützung 
und Verbreitung von Zeitſchriften und Büchern, eventuell auch öffentliche 
Verſammlungen ſind die Summe der Mittel, die Beitragspflicht iſt im 
Statut gar nicht normirt, der Ausſchuß wählt ſeine Chargen ſelbſt 
u. ſ. w. Nichtsdeſtoweniger iſt offenbar auf große Wirkſamkeit gerechnet, 
da der Ausſchuß das Recht hat, zur Aushilfe einen ſalairirten Seeretär 
anzuſtellen. 18) 

Weit intereſſanter als alle dieſe Statuten ſind aber jene der 
Frankſtadter „ lovan ka lipa“, welche „die Intereſſen der Czecho-Slaven 
in nationaler und freiheitlicher Richtung wahren und fördern“ will. Ob 
mit den Satzungen der gleichnamigen Vereine von 1868 oder gar 1848 
irgend ein Zuſammenhang beſteht, können wir wegen Mangels der Ma⸗ 
terialien nicht ermitteln, ſo viel iſt aber ſicher, daß die vorliegenden und 
jene des Wiener „deutſchen Vereines“ wechſelſeitig als Ueberſetzungen 
(mit geringer Abweichung) gelten können. Unter den Mitteln iſt die für 


4e Das kleine Prerau hat nicht Anſtand genommen, dieſe Beſtimmung 


zu recipiren. Außer der sprachlichen Parität iſt hier blos die Vermögenswidmung 
im Falle der Auflöſung unzweckmäßig befunden worden; an die Stelle der Brün⸗ 
ner Matica ſind die armen, aus Prerau gebürtigen Schüler des dortigen Real⸗ 
gymnaſiums getreten. 
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den deutſchen Verein ſo charakteriſtiſche Gründung von Vorſchußvereinen 
u. ſ. w. beibehalten, jedoch auf das Gebiet der böhmiſchen Krone be- 
ſchränkt, und neu eingeſchaltet iſt die Verbeſſerung der böhmiſchen Schulen 
und Bildungsauſtalten. Die Ehrenmitglieder find beſeitigt, die Ein⸗ 
berufung der Sitzungen muß nicht gerade brieflich, ſondern nur ſchriftlich 
erfolgen, die Zahlenbeſtimmungen ſind mehrfach verändert, z. B. die 
Einſchreib- und Jahresgebühr mit je 1 fl. normirt, im Uebrigen waltet 
aber wörtliche Uebereinſtimmung ob. Woher nun dieſe auch in neutralen 
Dingen ſeltene Harmonie von Antipoden kommt, ob, wie es naheliegt, 
Frankſtadt das „deutſche“ Statut durch die deutſchen Nachbarvereine 
kennen gelernt, oder ob die alte „Slovanska lipa“ das Muſter 
für beide abgegeben, ob die Deutſchen die Benützung der Vorſchuß⸗ 


vereine und Genoſſenſchaften als Agitationsmittel nicht doch von den 
Czechen gelernt, dies können wir, wie geſagt, wegen des Abgangs der 
nöthigen Daten nicht entſcheiden. 

Die Statuten der galiziſchen und Bukowinaer Vereine find uns 
leider nicht bekannt, von den italieniſchen nur jene des Trieſter „Pro- 
gresso“, wir haben daher nur dieſes Vereines noch zu gedenken. Wir 
können dies aber mit wenigen Worten thun, da ſich dieſe Statuten merk— 
würdiger Weiſe in der Hauptſache als die Ueberſetzung jener des deutſch⸗ 
demokratiſchen Vereines im 3. Wiener Bezirke darſtellen. Die Wahrung 
der deutſchen Intereſſen und die Förderung des Wiener Communallebens 
iſt in die Ueberſetzung freilich nicht aufgenommen, das gleiche Wahlrecht 
genügt, auch wenn es kein „directes“ iſt, die Rechtspflege befriedigt, 
wenn ſie nur raſch und geordnet und nicht gerade „volksthümlich mit 
freier Parteienvertretung vor Gericht“ iſt, die vollkommene Autonomie der 
Gemeinden iſt ergänzt durch jene der „Königreiche und Länder“; In— 
halt und Faſſung ſtimmt aber im Uebrigen wortgetreu überein. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Dem k. k. Steueramte für das hohe Steuerärar ſteht das Recht 
zu, die Befreiung vom Erlage des 10percentigen Vadiums bei 
Feilbietungen zu begehren. 

In der Executionsſache der Verwaltung der Kirche in Corridino 
wider Georg S. und Genoſſen wegen Zahlung von 876 fl. ſ. A. 
wurde die Feilbietung der Liegenſchaften bewilligt und von dem vor— 
gehenden Bezirksgerichte in Piſino verordnet, daß jeder Kaufluſtige ein 
Vadium von 10 Percent des Schätzungswerthes der feilzubietenden 
Liegenſchaften zu erlegen habe. 

Das k. k. Steueramt begehrte nun für das h. Aerar, unter Bei- 
bringung eines Verzeichniſſes über die rückſtändigen Forderungen an 
Grundſteuer und an Grundentlaſtung im Geſammtbetrage von 295 fl. 
89 kr. ö. W. die Befreiung vom Erlage des 10percentigen Vadiums 
im Falle dasſelbe als Kaufluſtiger einſchreiten ſollte. 

Nach Vernehmung der Intereſſenten wies jedoch das k. k. Be- 
zirksgericht in Pifino mit dem Beſcheide vom 12. October 1879, 
3. 11.028, das erwähnte Begehren zurück, weil die Executionsführerin 
ſich dieſem Begehren widerſetzte und nach den Feilbietungsbedingniſſen 
nur die Verwaltung der Kirche in Corridino vom Erlage des Vadiums, 
befreit iſt. 

Dem entgegen hat das k. k. Oberlandesgericht in Trieſt mit 
Erledigung vom 22. November 1879, 3. 3873, den erſtrichterlichen 
Beſcheid dahin abgeändert, daß dem k. k. Steueramte die Befreiung 
vom 10percentigen Vadium, für den Fall als dasſelbe nach § 1008 
b. G. B. ſeine beſondere Berechtigung zum Anbote nachweiſen und als 
Kaufluſtiger auftreten ſollte, bewilligt und zwar: 

in Erwägung, daß abgeſehen auch von der Rückſicht der Zah⸗ 
lungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung des Staates, im gegebenen 
Falle zu Gunften des hohen Aerars der Umſtand ſpricht, daß die 
bezüglich der Liquidität und Höhe durch das beigebrachte ſteuerämtliche 
Verzeichniß beftätigten und auch vom Gegner unbeſtrittene Forderung 
des k. k. Aerars an Steuern und rückſtändigen Grundentlaſtungsraten 
im Betrage von 295 fl. 89 kr. ſich als hinreichend darſtellt, um das 
10percentige Vadium vom erhobenen Schätzungswerthe per 1495 fl. ö. W. 
der in Execution gezogenen Liegenſchaften zu decken, und daß der berührte 
Umſtand völlig genügt, die Befreiung des Aerars von der Pflicht zum 
Erlage des Vadiums als Sicherſtellung des Erſtehungspreiſes zu recht⸗ 
fertigen; 


in Erwägung, daß demnach, 
führerin ſich als offenbar unbegründet zeigt, darauf kein Bedacht ge- 
nommen werden konnte, und daß vielmehr die Kirche in Corridino in 
Gemäßheit der 88 24 — 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 3. 69, 
auch zur Tragung der Koſten erſter und zweiter Inſtanz verhalten wer 
den mußte. 

In dem Reviſionsrecurſe wurde hervorgehoben, daß das h. Aerar 
in Civilangelegenheiten anderen Parteien nach dem Geſetze gleichgeſtellt 
iſt und nirgends zu deſſen Gunſten eine Ausnahme feſtgeſtellt wurde; 
daß die Zahlungsfähigkeit des Aerars nicht außer Frage geſtellt erſcheint, 
indem der Eintreibung von Forderungen gegen das h. Aerar gewöhnlich 
Schwierigkeit in Betreff der Zahlung entgegentreten; daß die gleiche 
Zahlungsfähigkeit auch den reichen Privatperſonen zugeſtanden werden 
müßte und daher den Reichen vor den Armen vom Gerichte ein Pri- 
vilegium und Vorzug zuzugeſtehen wäre; was jedoch gegen das Prineip 
der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Geſetze verſtoße, und daß 
endlich über die Richtigkeit und Liquidität der Aerarialforderung erſt 
bei der Kaufſchillingsvertheilung abgeſprochen und vom Gerichte über 
die Zahlungsfähigkeit bei der Feilbietung nicht entſchieden werden könne. 


172 


| 


da der Widerſpruch der Executions⸗ Spiljari der Gemeinde Cattaro und des Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer in der 


Fraction Cattaro. 

24. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 30. März 
1880, 3. 4109, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Salona, Saſſo, Spalato, Kusine, Jeſenice, Mravince, Slatine, 
Stobrec, Zrnovica, Poſtrana, Srinjine und Sitno der Gemeinde Spalato und 
des Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer in der Fraction Spalato. 

25. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 2. April 
1880, 3. 4474, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Milmi und Bobovisce der Ortsgemeinde Miln!, Krusevo, 
Obbrovazzo, Jeſenice, Tribanj, Bilisaue und Zaton der Ortsgemeinde Obbro- 
vazzo, Melada, Iſto, Ulbo, Vergada, Zapuntello mit Brgulje und Selve der 
Ortsgemeinde Selbe. 

26. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 9. April 
1880, 3. 4708, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zu den direeten Steuern 
in den Fractionen der Octsgemeinde Schenico und des Zuſchlages zur Ver⸗ 
zehrungsſteuer in der Fraetion Sebenieo mit Dolac, Gorica und Varos. 

27. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 9. April 
1880, 3. 4709, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 


Allein der k. k. oberſte Gerichtshof ging laut Entſcheidung vom in den Fractionen Grohote, Donje-Selo, Gornje-Selo und Srednje-Selo der 
24. Februar 1880, Z. 1934, in dieſe Ausführungen nicht ein, ſondern [Ortsgemeinde Solta. 


verwarf den ordentlichen Reviſionsrecurs und beſtätigte die oberfandes- 
gerichtliche Erledigung in Anbetracht deſſen, daß die Behauptung des Re⸗ 
viſionsrecurſes, daß die Prüfung der Wahrheit der Aerarialforderung 
erſt der Verhandlung über die Vertheilung des Kaufſchillings vorbehalten 
bleiben ſollte, ganz irrig ſei, indem zum Ausſpruche der Richtigkeit und 
Liquidität der Aerarialforderungen nur die Verwaltungsbehörden berufen 
ſind, in Anbetracht deſſen, daß, nachdem bereits die Executionsführerin 
von dem Erlage des Vadiums befreit worden iſt, mit größerem Rechte 
dem Staatsärar für ſeine das Vorrecht genießende Forderung, in einem 
das 10percentige Vadium überſchreitenden Betrage auch die gleiche 
Begünſtigung zugeſtanden werden müßte. Ger.⸗H. 


Geſetze und Perordnungen. 


1880. II. Quartal. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
II. Stück. Ausgeg. am 25. Mai. 

19. Kundmachung des k. k. Statthakters vom 5. Mai 1880 (3. 7498— 
Kanzlei), betreffend die Aufhebung der k. und k. Conſularämter in Bosnien 
und der Herzegowina, und die Uebertragung ihrer Agenden an die dortigen 
Landesbehörden. 

III. Stück. Ausgeg. am 15. Juni. 

20. Verordnung des k. k. Statthalters vom 17. Mai 1880 (3. 8286— 
Kanzlei), betreffend die gewiſſenhafte Ausſtellung der Armuths⸗- und ärztlichen 
Zeugniſſe. 

21. Verordnung des k. k. Statthalters vom 19. Mai 1880 (3. 6327— 
Polizei), betreffend die obligatoriſche Einführung von Sicherheitslampen für den 
Gebrauch in den Magazinen ätheriſcher Oele. 

22. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 19. Mai 1880 (3. 7505 — 
Militär), betreffend den Nachweis des Alters der Aſpiranten auf den einjährigen 
Freiwilligendienſt. 

23. Verordnung des proviſ. k. k. Landesſchulrathes für Tirol vom 
29. Mai 1880 (3. 7918), betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen 
der Vorſcheiften hinſichtlich der im Wege der Landesſchulbehörden an die 
ſtatiſtiſche Centralcommiſſion vorzulegenden periodiſchen Nachweiſungen über 
Unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 
V. Stück. Ausgeg, am 13. April. 

22. Kundmachung des k. k. Finanzminiſteriums vom 2. Februar 1880, 
betreffend den Vertrieb der zu den, für Dalmatien beſtehenden Preiſen erkauften 
Speiſeſalzſorten. 

23. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 30. März 
1880, 3. 4108, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 


VI. Stück. Ausgeg. am 20. April. 

28. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 9. April 
1880, Z. 4710, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zu den directen Steuern 
in den Fractionen Caſtelnuovo, Caſtelveechio und Caſtelſtafileo der Ortsgemeinde 
Caſtelnuovo. 

29. Kundmachung der k. k. datmatiniſchen Statthalterei vom 9. April 
1880, 3. 4807, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Podgora, Tucepi, Drasnice, Makarska⸗Markar, Zivogosce, 
Kotisina, Brele, Baſt⸗Baskavoda, Igrane, Velikobrdo der Ortsgemeinde Makarska, 
Cittavecchia und Dol der Ortsgemeinde Cittanechia und der Zuſchläge zur 
Verzehrungsſteuer in den Fractionen Makarska⸗Makar und Cittavecchia. 

30. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 10. April 
1880, 3. 4786, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer 
in der Fraction Metkovie derſelben Ortsgemeinde. 

31. Kundmachung der k k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 12. April 
1880, Z. 4927, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Bratiskvci, Rupe, Bribir der Ortsgemeinde Scardona, Pago, 
Dinjinka, Barbato, Kolane, Novaglia der Ortsgemeinde Pago und der Zufchläge 
zur Verzehrungsſteuer in den Fractionen Pago und Scardena. 

32. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 14. April 
1880, 3. 4706, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Skrip, Spliska, Mirce der Ortsgemeinde S. Pietro, Maini, 
Pobori⸗fup., Martinovid, Prentovic, Stojanovic, Uglesic, Pobori⸗inf. der Orts⸗ 
gemeinde Budua und der Zuſchläge zur Verzehrungsſteuer in den Fractionen 
Budua und S. Pietro. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem niederöſterreichiſchen Finanzprocurator Hof⸗ 
rathe Dr. Hermann Freiherrn von Gödel-Lannoh den Orden der eifernen 
Krone zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrathe Johann Fink in Innsbruck bei deſſen Penſionirung 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vermeſſungs⸗Oberinſpector Johann Straka, 
dem Kataſtralmappenarchivsdirector Chriſtof Reinold und dem Mappenarchivar 
Rudolf Amon anläßlich ihrer Penſionirung, und zwar den beiden Erſtgenannten 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, dem Letztgenannten das goldene Ver 
dienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe des Poſtfachrechnungsdepar⸗ 
tements im Handelsminiſterium Johann von Meiller anläßlich deſſen Pen⸗ 
ſionirung den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Peter Marinkovie zum Bezirkshauptmann in Dalmatien 
ernannt. 


Erledigungen. 

Verwaltersſtelle im Lagerhauſe der Stadt Wien mit 3000 fl., 30per⸗ 
centigem Quartiergelde und Wagenpauſchale pr. 300 fl., bis letzten October. 
(Amtsbl. Nr. 227.) 

Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe ber der Trieſter Polizeidirection, 


in den Fractionen Kovaci, Mreevac, Bogdasic, Skaljari, Lepetane, Orahovae und ! His 15. November. (Amtsbl. Nr. 230.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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